
ENTSCHLIESSUNGSANTRAG 

der Abgeordneten Sigrid Maurer BA, August Wöginger, 
Kolleginnen und Kollegen 

betreffend Konzept zur Bedeckung der finanziellen Erfordernisse der 
Krankenversicherung in Zusammenhang mit COVID 19 

eingebracht im Zuge der Debatte zu Top 2 über den Bericht des Budgetausschusses 
über den Antrag 402/A der Abgeordneten August Wöginger, Sigrid Maurer, BA, 
Kolleginnen und Kollegen betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
Finanzmarktaufsichtsbehördengesetz, das Garantiegesetz 1977, das Wirtschaftliche 
Eigentümer Registergesetz -WiEReG, das Zivildienstgesetz 1986, das KMU­
Förderungsgesetz, das Bundesgesetz über die Errichtung eines Härtefallfonds, das 
Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetz, das Arbeitsvertragsrechts-
Anpassungsgesetz, das Arbeitsverfassungsgesetz, das 
Ausländerbeschäftigungsgesetz, das Einkommensteuergesetz 1988, das 
Gebührengesetz 1957, das Finanzstrafgesetz, das Alkoholsteuergesetz, das 
Schulorganisationsgesetz, das Schulunterrichtsgesetz, das Schulunterrichtsgesetz 
für Berufstätige, Kollegs und Vorbereitungslehrgänge, das Schulzeitgesetz 1985, das 
Schulpflichtgesetz 1985, das Land-und forstwirtschaftliehe Bundesschulgesetz, das 
Innovationsstiftung-Bildung-Gesetz, das Transparenzdatenbankgesetz 2012, das 
Telekommunikationsgesetz 2003, das ABBAG-Gesetz, das 
Familienlastenausgleichsgesetz 1967, das COVID-19-FondsG, die 
Bundesabgabenordnung, das Bundesgesetz über die personellen Maßnahmen 
aufgrund der Modernisierung der Steuer-und Zollverwaltung, das Bundesgesetz über 
die Schaffung eines Amtes für Betrugsbekämpfung, das 
Abgabenverwaltungsorganisationsgesetz2010, Artikel 91 des Finanz-Organisations­
reformgesetzes, das Finanzstrafzusammenarbeitsgesetz, das Sanitätergesetz, das 
Gesundheits- und Krankenpflegegesetz, das MTD-Gesetz, das 
Psychotherapiegesetz, das Ärztegesetz 1998, das Bundesgesetz über 
Krankenanstalten und Kuranstalten, das Medizinproduktegesetz, das 
Arzneimittelgesetz, das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz, das Beamten­
Kranken-und Unfallversicherungsgesetz, das Allgemeine Pensionsgesetz, das 
Freiwilligengesetz, das Epidemiegesetz 1950, das COVID-19-Maßnahmen-gesetz 
und das Postmarktgesetz geändert sowie ein Bundesgesetz, mit dem eine 
Ermächtigung zur Verfügung über Bundesvermögen erteilt wird, ein Bundesgesetz 
über hochschulrechtliche und studienförderungsrechtliche Sondervorschriften an 
Universitäten, Pädagogischen Hochschulen, Einrichtungen zur Durchführung von 
Fachhochschul-Studiengängen und Fachhochschulen aufgrund von COVID-19 
(COVID-19-Hochschul-gesetz -C-HG), ein Bundesgesetz über das Inverkehrbringen 
von Mund-Nasen-Schnell-masken während der Corona COVID-19-Pandemie und ein 
Bundesgesetz über die Errichtung eines COVID-19-Schulveranstaltungsausfall­
Härtefonds (COVID-19-Schulstornofonds-Gesetz) erlassen werden (3. COVID-19-
Gesetz) (115d.B.) 
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BEGRÜNDUNG 

Die COVID 19-Krise stellt die Träger der Krankenversicherung vor erhebliche 
Probleme in noch nicht absehbarem Ausmaß. Der gegenständliche 
Entschließungsantrag stellt sicher, dass die Träger auch nach Überwindung der Krise 
nicht in eine existenzbedrohende Situation geraten. 

Die unterfertigenden Abgeordneten stellen daher folgenden 

ENTSCHLIESSUNGSANTRAG 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, im Rahmen des Bundesbudgets für das Jahr 
2021 festzustellen, welcher Bedarf den Trägern der Krankenversicherung aus 
Einnahmenausfällen und Mehraufwendungen für das Jahr 2020 in Zusammenhang 
mit der COVID 19-Krise entstanden ist. Die für Gesundheit und für Finanzen 
zuständigen Bundesminister werden ersucht, gemeinsam mit den zuständigen 
Krankenversicherungsträgern ein Konzept zur Bedeckung der finanziellen 
Erfordernisse auszuarbeiten. Dazu zählen insbesondere auch Beitragseinnahmen 
und jene Teile der Beitragseinnahmen, die treuhändig eingehoben werden (zB 
Pensionsversicherungsbeitrag), weiters auch Kosten für ärztliche Hilfe, 
Schutzausrüstung und Abfederungsmaßnahmen im Zusammenhang mit der 
Pandemie für Versicherte und Dienstgeber. 
Im übrigen wird die Bundesregierung entsprechend dem Regierungsprogramm 
ersucht, die hohe Qualität des ästerreichischen Gesundheitssystems nachhaltig 
finanziell abzusich rn. 
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